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Abschnitt I: Allgemeines 
 

§ 1  
Geltungsbereich 

 
Auf der Grundlage von § 21 Abs. 2 und § 18 Abs. 2 
des Gesetzes über die Hochschulen des Landes 
Brandenburg (Brandenburgisches Hochschulge-
setz - BbgHG) vom 18.12.2008 (GVBl.I/08 [Nr.17], 
S.318), zuletzt geändert durch Art.1 des Gesetzes 
vom 26.10.2010 (GVBl.I/10 [Nr.35]) und § 3 Abs. 1 
der Verordnung über die Gestaltung von Prü-
fungsordnungen zur Gewährleistung der Gleich-
wertigkeit von Studium, Prüfungen und Ab-
schlüssen (Hochschulprüfungsverordnung - 
HSPV) vom 07.06.2007 (GVBl.II/07, [Nr.12]), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 15.06.2010 
(GVBl.II/10, [Nr.33]) hat der Fachbereichsrat Sozi-
alwesen der Fachhochschule Potsdam am 
23.05.2012 folgende Allgemeine Studien- und 
Prüfungsordnung (A-StudPo) für die Bachelor- 
und Masterstudiengänge am Fachbereich Sozial-
wesen erlassen. Diese Ordnung regelt für alle 
Bachelor- und Masterstudiengänge am Fachbe-
reich Sozialwesen der FH Potsdam die Allgemei-
nen Bestimmungen zum zeitlichem Ablauf der 
Studien, zu Prüfungsmodalitäten, zur Anrech-
nung von Studien- und Prüfungsleistungen 
einschl. Einstufungsprüfung, zum Bachelor- und 
Mastergrad sowie zum Inkrafttreten.  
 

§ 2  
Akademische Grade 

 
(1) Der Fachbereich Sozialwesen bietet Studien-

gänge mit den Abschlüssen Bachelor of Arts 
und Master of Arts an. 

 
(2) Der Bachelorgrad bildet den ersten berufs-

qualifizierenden Abschluss eines entspre-
chenden Studiengangs. Der Abschluss und 
die Verleihung des akademischen Grades 
setzt die Absolvierung der studienbegleiten-
den Modulprüfungen und der Bachelorarbeit 
gemäß der jeweiligen Besonderen Studien- 
und Prüfungsordnungen für die Bache-
lorstudiengänge voraus. Die auf den jeweili-
gen Studiengang bezogenen Studienziele 
werden in den Besonderen Studien- und Prü-
fungsordnungen für die Bachelorstudien-
gänge genannt.  

 
(3) Mit dem Bachelorgrad wird die grund-

sätzliche Eignung zur Aufnahme eines Mas-
terstudiums festgestellt. Die Zulassung zum 
Masterstudiengang wird in der Besonderen 
Studien- und Prüfungsordnung für den Mas-
terstudiengang geregelt. 

 

(4) Der Mastergrad bildet den erweiterten be-
rufsqualifizierenden Abschluss eines ent-
sprechenden Studiengangs. Der Abschluss 
und die Verleihung des akademischen Gra-
des setzt die Absolvierung der studienbeglei-
tenden Modulprüfungen und der Masterar-
beit gemäß der Besonderen Studien- und 
Prüfungsordnung für den Masterstudien-
gang voraus. Die Studienziele für den Mas-
terstudiengang werden in der Besonderen 
Prüfungsordnung für den Masterstudien-
gang genannt. Mit dem Erreichen des Mas-
tergrades wird grundsätzlich die Eignung für 
die Aufnahme eines Promotionsstudiums 
festgestellt. 

 
§ 3  

Studienbeginn, Zugangsvoraussetzungen und 
Einschreibung 

 
(1) Das Studium kann gemäß der jeweiligen 

Besonderen Studien- und Prüfungsordnung 
jeweils zum Wintersemester oder zum Som-
mer-semester aufgenommen werden. 

 
(2) Die Zugangsvoraussetzungen für die einzel-

nen Studiengänge am Fachbereich Sozialwe-
sen sind in den Besonderen Studien- und 
Prüfungsordnungen geregelt. 

 
(3) Für die Zulassung zum Studium gelten dar-

über hinaus die Regelungen des § 8 Abs. 3 
BbgHG und die Immatrikulationsordnung 
der Fachhochschule Potsdam.  

 
§ 4  

Regelstudienzeit, Umfang und Aufbau  
des Studiums 

 
(1) Die Studienzeit für die grundständigen Stu-

diengänge zum Erwerb des Bachelorgrades 
beträgt in der Regel für Vollzeit-
Präsenzstudiengänge drei Studienjahre bzw. 
sechs Semester (Regelstudienzeit). Die Stu-
dienzeit für Studiengänge zum Erwerb des 
Mastergrades beträgt in der Regel für Voll-
zeit-Präsenzstudiengänge zwei Studienjahre 
bzw. vier Semester.  

 
(2) Gemäß § 17 Abs. 4 BbgHG soll Studierenden, 

die wegen persönlicher Gründe nicht in der 
Lage sind, ein Vollzeitstudium zu betreiben, 
im Einzelfall ein Studium auch in Teilzeit-
form ermöglicht werden. Bei einem Studium 
in Teilzeitform verlängert sich die Regelstu-
dienzeit. Die Festlegung erfolgt in den jewei-
ligen Besonderen Studien- und Prüfungsord-
nungen. 
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(3) Die Studiengänge sind vollständig modulari-
siert. Ein Modul ist eine thematisch und zeit-
lich abgerundete, in sich abgeschlossene und 
mit ECTS-Anrechnungspunkten (Credits) ver-
sehene Einheit, die durch studienbegleiten-
de Prüfungsleistungen abgeschlossen wird. 
Der Arbeitsaufwand ergibt sich aus dem Be-
such von Lehrveranstaltungen (Präsenzzei-
ten), dem Selbststudium und den Prüfungs-
zeiten. 

 
(4) Für den erfolgreichen Abschluss des Stu-

diums zur Erlangung des Bachelorgrades 
müssen 180 Credits erworben werden. Für 
den Masterabschluss werden unter Einbe-
ziehung des vorangegangenen Studiums 
300 Credits benötigt. Für den Erwerb eines 
Anrechnungspunktes wird ein Arbeitsauf-
wand von 30 Stunden zugrunde gelegt. 

 
 

Abschnitt II: Prüfungen 
 

§ 5  
Prüfungsausschuss 

 
(1) Für die Organisation der Prüfungen und die 

Erfüllung der durch diese Ordnung zugewie-
senen Aufgaben ist ein Prüfungsausschuss 
zu bilden. Dem Prüfungsausschuss gehören 
an:  

 
1. vier Professorinnen/Professoren, darun-

ter die/der Vorsitzende und die Stell-
vertreterin/der Stellvertreter, 

2. eine wissenschaftliche Mitarbeiterin/ein 
wissenschaftlicher Mitarbeiter oder eine 
Lehrkraft für besondere Aufgaben 

3. zwei studentische  Vertreterinnen/Ver-
treter. 

 
(2) Der Prüfungsausschuss ist für die Organisa-

tion der Prüfungen, ihre ordnungsgemäße 
Durchführung und für die Entscheidung in 
Prüfungsangelegenheiten zuständig. Er ach-
tet darauf, dass die Bestimmungen dieser 
Ordnung eingehalten werden. Die/der Vor-
sitzende des Prüfungsausschusses berichtet 
dem Fachbereich regelmäßig über die Ent-
wicklung der Prüfungs- und Studienzeiten 
sowie über die Verteilung der Modul- und 
Gesamtnoten. Der Prüfungsausschuss gibt 
Anregungen zur Reform der Studien- und 
Prüfungsordnung. Das Prüfungsamt ist die 
Geschäftsstelle des Prüfungsausschusses. Es 
führt die Prüfungsakten und die Prüfungs-
statistik. 
 

(3) Die Mitglieder werden vom Fachbereichsrat 
auf Vorschlag der jeweiligen Gruppen be-

stellt, die/der Vorsitzende und die Stellver-
tretung vom Prüfungsausschuss gewählt. 
Die Amtszeit der studentischen Mitglieder 
beträgt ein Jahr, die der übrigen Mitglieder 
zwei Jahre. Vorzeitig ausgeschiedene Mit-
glieder werden durch Nachwahl für den Rest 
der Amtszeit ersetzt. 
 

(4) Der Prüfungsausschuss kann die Erledigung 
seiner Aufgaben für alle Regelfälle der/dem 
Vorsitzenden übertragen. Widersprüche in 
Prüfungsangelegenheiten sind an die Vorsit-
zende/den Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses zu richten. Widerspruchsentschei-
dungen trifft der Prüfungsausschuss insge-
samt.  
 

(5) Vorsitz und Stellvertretung werden von einer 
Professorin/einem Professor wahrgenom-
men. Der Prüfungsausschuss ist beschluss-
fähig bei Anwesenheit von mindestens der 
Hälfte seiner jeweiligen Mitglieder; dabei 
muss die Mehrheit der Professorinnen/Pro-
fessoren gewährleistet bleiben. Beschlüsse 
werden mit der Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme der/des Vorsitzen-
den. Die studentischen Mitglieder haben bei 
Entscheidungen des Prüfungsausschusses 
über die Bewertung und Anrechnung von 
Studien- und Prüfungsleistungen kein 
Stimmrecht. An der Beratung und Beschluss-
fassung über Angelegenheiten, die die Fest-
legung von Prüfungsaufgaben oder ihre ei-
gene Prüfung betreffen, nehmen sie nicht 
teil. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses 
haben das Recht, bei den Prüfungen zugegen 
zu sein. Ausgenommen sind studentische 
Mitglieder, die sich im gleichen Prüfungsver-
fahren befinden. 
 

(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses 
unterliegen der Amtsverschwiegenheit. So-
fern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, 
sind sie durch die Vorsitzende/den Vorsit-
zenden zur Verschwiegenheit zu verpflich-
ten. 

 
§ 6  

Prüferinnen und Prüfer 
 

(1) Die Prüfungsleistungen der Lehrmodule wer-
den von den jeweiligen Lehrenden abge-
nommen. 

 
(2) Der Prüfungsausschuss bestellt zwei Prüfen-

de für die Bachelor- bzw. Masterarbeit. 
 
(3) Zu Prüfenden können nur Professorin-

nen/Professoren, Lehrkräfte mit besonderen 
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Aufgaben, wissenschaftliche Mitarbeiterin-
nen/Mitarbeiter, soweit sie Lehraufgaben 
leisten und Lehrbeauftragte bestellt werden. 
Eine Betreuerin/ein Betreuer der Bachelorar-
beit soll hautamtlich Lehrende/haupt-
amtlich Lehrender sein. Der Prüfungsaus-
schuss kann bei Vorliegen zwingender Grün-
de über Ausnahmen entscheiden. 

 
(4) Zum Prüfenden kann nur bestellt werden, 

wer mindestens die durch die Prüfung fest-
zustellende oder eine gleichwertige Qualifi-
kation besitzt. 

 
(5) Die Studierenden können für die Bachelor- 

bzw. Masterarbeit die Betreuenden vor-
schlagen. Dieser Vorschlag begründet keinen 
Rechtsanspruch. 

 
§ 7  

Prüfungsleistungen 
 

1. Bachelor- und Masterstudiengänge bein-
halten eine Abschlussarbeit (Bachelor-/ 
Masterarbeit) gemäß § 10 mit der die Fä-
higkeit nachgewiesen wird, innerhalb ei-
ner vorgegebenen Frist ein Problem aus 
dem jeweiligen Fach selbstständig nach 
wissenschaftlichen Methoden zu bear-
beiten.  

 
2. Modulbezogene Prüfungsleistungen fin-

den studienbegleitend statt. Gegenstand 
einer Prüfungsleistung sind die Inhalte 
des zugehörigen Moduls. Prüfungsleis-
tungen sind: 

 
1. mündliche Prüfungsleistungen 
 (gemäß § 8) 
2. schriftliche Prüfungsleistungen  

(gemäß § 9) 
 

3. Prüfungsleistungen werden in Form von 
Klausuren, Prüfungsgesprächen, mündli-
chen Präsentationen, Kolloquien, prakti-
schen Übungen, Vorträgen, Hausarbei-
ten, Berichten, fachlich begründeten Ziel-
vereinbarungen oder anderen adäquaten 
Formen erbracht.  

 
4. Die Form und die Bearbeitungszeit der 

abzulegenden Prüfungsleistungen und 
Prüfungsteilleistungen legen die Prüfen-
den mit Beginn der Module bzw. der Ver-
anstaltungen fest; die Studierenden wer-
den entsprechend informiert. 

 
5. Eine Modulprüfung besteht in der Regel 

aus einer Prüfungsleistung. In begründe-
ten Fällen können Modulnoten aus meh-

reren benoteten Leistungen ermittelt 
werden, insbesondere wenn dies wegen 
der Größe oder des inhaltlichen Aufbaus 
des Moduls oder wegen der Besonderheit 
des Fachs geboten erscheint. In der jewei-
ligen Besonderen Studien- und Prüfungs-
ordnung sind die zu jedem Modul nach-
zuweisenden ECTS-Anrechnungspunkte 
sowie die Lerngebiete und Prüfungsfor-
men festgelegt.  

 
6. Voraussetzung für eine Modulprüfung 

können darüber hinaus Leistungen sein, 
die nur mit „Bestanden/Nichtbestan-
den“, als aktive Teilnahme oder nur mit 
einer Teilnahmebescheinigung bewertet 
werden. Eine aktive Teilnahme stellt eine 
unbenotete studienbegleitende Arbeits-
leistung dar, die z. B. durch die Erarbei-
tung und Präsentation eines Rollenspiels, 
die Anfertigung eines Protokolls oder ei-
ner Kurzpräsentation, durch die Vorberei-
tung von Diskussionsfragen und Ant-
wortalternativen oder das Einbringen 
schriftlicher Kurzbeiträge wie eines Es-
says erbracht werden kann. 

 
7. Die detaillierte Darstellung der geforder-

ten Leistungen in einem Modul erfolgt in 
ausführlichen Modulbeschreibungen, die 
durch den Fachbereichsrat beschlossen 
und an geeigneter Stelle veröffentlicht 
werden. 

 
8. Für im Ausland erbrachte Prüfungsleis-

tungen kann der Prüfungsausschuss Ab-
weichungen von den Vorgaben der Anla-
ge genehmigen. 

 
9. Die Prüfungen sind so zu gestalten, dass 

die Studierenden sie innerhalb der Regel-
studienzeit ablegen können.  

 
10. Entsprechend der Aufgabe der Hochschu-

len nach § 13 Abs. 5 BbgHG sind die be-
sonderen Bedürfnisse behinderter Stu-
dierender zu berücksichtigen. Ihnen wer-
den auf Antrag die ihrer Behinderung an-
gemessenen Prüfungsbedingungen ein-
geräumt. Der/die Behindertenbeauftrag-
te der Fachhochschule ist zu beteiligen. 

 
§ 8  

Mündliche Prüfungsleistungen 
 

(1) In mündlichen Prüfungsleistungen weisen 
die Studierenden nach, dass sie die Zusam-
menhänge des Prüfungsgebietes erkennen 
und spezielle Fragestellungen in diese Zu-
sammenhänge einzuordnen vermögen. 
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Durch mündliche Prüfungsleistungen wird 
ferner festgestellt, ob die Studierenden über 
ein breites Grundlagenwissen verfügen. 

 
(2) Als mündliche Prüfungsleistungen gelten: 

Prüfungsgespräche, Kolloquien, Vorträge 
und andere adäquate Formen. 

 
(3) Eine mündliche Prüfungsleistung kann auch 

als Präsentation im Rahmen der Erstellung/ 
Gestaltung einer sozial- oder medienpäda-
gogischen Aktivität (z.B. Video, Tanz, Thea-
ter, Musik, digitale Medien) mit einer zusätz-
lichen schriftlichen Darstellung und Begrün-
dung/Auswertung der Arbeitsschritte oder 
Inhalte erfolgen. 

 
(4) Mündliche Prüfungsleistungen werden als 

Einzelprüfungen oder Gruppenprüfungen 
abgelegt. An Gruppenprüfungen dürfen 
nicht mehr als drei Studierende teilnehmen. 

 
(5) Mündliche Prüfungen dauern in der Regel 

zwischen 20 und 40 Minuten, mindestens 
jedoch 15 Minuten je Studierender oder Stu-
dierendem. 

 
(6) Die wesentlichen Inhalte und Ergebnisse der 

mündlichen Prüfung sind in einem Protokoll 
(bei Gruppenprüfungen jeweils für die ein-
zelnen Studierenden) festzuhalten. Das Er-
gebnis ist den Studierenden im Anschluss an 
die mündliche Prüfungsleistung bekannt zu 
geben. 

 
(7) Studierende, die sich zu einem späteren 

Prüfungstermin der gleichen Prüfungsleis-
tung unterziehen wollen, werden nach 
Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als 
Zuhörerin oder Zuhörer zugelassen, es sei 
denn, die zu Prüfenden haben bei der Mel-
dung zur Prüfung widersprochen. 

 
§ 9  

Schriftliche Prüfungsleistungen 
 
(1) In schriftlichen Prüfungsleistungen weisen 

die Studierenden nach, dass sie in begrenz-
ter Zeit mit den gängigen wissenschaftli-
chen und professionellen Methoden ihres 
Faches Aufgaben lösen und Themen bear-
beiten können. Ferner wird festgestellt, ob 
die Studierenden über das notwendige 
Grundlagenwissen verfügen. Den Studieren-
den werden in der Regel mehrere Themen 
zur Auswahl angeboten. Schriftliche Prü-
fungsleistungen können in besonderen Fäl-
len auf Antrag in englischer Sprache erbracht 
werden. 

 

(2) Als schriftliche Prüfungsleistungen gelten: 
Klausuren, Hausarbeiten, schriftliche Bear-
beitungen von Übungs- und Lernaufgaben, 
Literaturberichte oder Dokumentationen, 
Arbeitsberichte, Online-Präsentationen und 
andere gleichwertige Formen. In Online-
Veranstaltungen kann die Übersendung 
schriftlicher Prüfungsleistungen in digitaler 
Form erfolgen. Näheres regelt der Prüfungs-
ausschuss. 

 
(3) Schriftliche Prüfungsleistungen können als 

Gruppenarbeiten oder Einzelarbeiten erfol-
gen. Bei Gruppenarbeiten muss der als Prü-
fungsleistung zu bewertende Beitrag der 
einzelnen Studierenden deutlich unter-
scheidbar und bewertbar sein. An Gruppen-
prüfungen dürfen nicht mehr als drei Studie-
rende teilnehmen. Klausuren sind nur als 
Einzelleistung zu erbringen. 

 
(4) Schriftliche Prüfungsleistungen sind in der 

Regel innerhalb von vier Wochen zu bewer-
ten.  

 
§ 10 

Abschlussarbeit: Bachelor- und Masterarbeit 
 

(1) Die Bachelor- oder Masterarbeit bildet den 
berufsqualifizierenden Abschluss des jewei-
ligen Studiengangs.  Die Festlegung der Frist 
für die Abschlussarbeit und des Arbeitsum-
fangs, gemessen in ECTS-Anrechnungs-
punkten, erfolgt in der jeweiligen Besonde-
ren Prüfungsordnung. 

 
(2) Die Aufgabenstellung der Bachelor- oder 

Masterarbeit wird von zumindest einer 
hauptamtlich Lehrenden/einem hauptamt-
lich Lehrenden und einer/einem weiteren 
nach § 6 Abs. 3 Prüfungsberechtigten nach 
Anhörung des Kandidaten/der Kandidatin 
dem Prüfungsausschuss Vorgeschlagen. Der 
Prüfungsausschuss gibt das Thema aus. Der 
Zeitpunkt der Ausgabe ist aktenkundig zu 
machen. 

 
(3) Der Antrag auf Zulassung zur Bachelor- oder 

Masterarbeit ist von der/dem Studierenden 
im Prüfungsamt in schriftlicher Form einzu-
reichen. Der Antrag muss enthalten:  

 
1. Themenvorschlag 
2. Vorschlag für den/die Erst- und Zweit-

gutachter/in sowie deren Einverständ-
niserklärungen 

3. Erklärung darüber, ob eine Bachelor- oder 
Masterprüfung in demselben Studien-
gang nicht bestanden ist oder ob ein 
schwebendes Prüfungsverfahren gleicher 
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Art an einer anderen Hochschule im glei-
chen Studiengang läuft. 

 
(4) Die Bearbeitungszeit und die Fristsetzung ist 

in der jeweiligen Besonderen Prüfungsord-
nung geregelt. Die Abgabefrist kann nur bei 
eigener Krankheit oder bei Krankheit eines 
im eigenen Haushalt lebenden minderjähri-
gen Kindes oder in anderen begründeten 
Ausnahmefällen auf Antrag bis zu vier Wo-
chen verlängert werden. Bei Überschreitung 
der vier Wochen Verlängerungsfrist bei der 
Bearbeitung der Bachelor- oder Masterarbeit 
wegen nachgewiesener Krankheit wird das 
Thema der Arbeit automatisch abgebrochen, 
ohne dies zu bewerten. Nach Genesung kann 
sofort ein Neuantrag mit einem neuen The-
ma gestellt werden. In besonderen Fällen 
behält sich der Prüfungsausschuss eine Ver-
längerung über die vier Wochen hinaus auf 
Antrag vor. 

 
(5) Der Anspruch auf die Ablegung der Bachelor- 

oder Masterarbeit erlischt – mit der Rechts-
folge des § 11 Abs. 1 Nr. 4 der Immatrikulati-
ons- und Zulassungsordnung der Fachhoch-
schule Potsdam in der Fassung vom 5.8.2003 
- wenn der/die Studierende, aus Gründen, 
die er/sie selbst zu vertreten hat, die Bache-
lor- oder Masterarbeit nicht spätestens zwei 
Jahre nach Ablauf der Regelstudienzeit an-
gemeldet oder nicht spätestens drei Jahre 
nach Ablauf der Regelstudienzeit die Prü-
fung einschließlich eventuell erforderlicher 
Wiederholungen abgeschlossen hat. Der 
Prüfungsausschuss kann auf Antrag diese 
Frist bei Vorliegen triftiger Gründe verlän-
gern. 

 
(6) Thema, Aufgabenstellung und Umfang der 

Bachelor- und Masterarbeit müssen so ge-
stellt sein, dass die in der jeweiligen beson-
deren Studien- und Prüfungsordnung festge-
legte Bearbeitungszeit eingehalten werden 
kann. Die Aufgabenstellung kann nach Zu-
stimmung der/des Erstgutachterin/Erstgut-
achters nur einmal und nur innerhalb des 
ersten Drittels der Bearbeitungszeit zurück-
gegeben oder geändert werden. Die Bearbei-
tung einer neuen Aufgabenstellung ist dann 
innerhalb von vier Wochen zu beginnen. Den 
Studierenden ist Gelegenheit zu geben, für 
die Aufgabenstellung der Bachelor- oder 
Masterarbeit Vorschläge zu machen. 

 
(7) Bachelor- oder Masterarbeiten können auch 

als Gruppenarbeiten zugelassen werden, 
wenn der als Prüfungsleistung zu bewerten-
de Beitrag der einzelnen Studierenden deut-
lich unterscheidbar und bewertbar ist und 

die Anforderungen nach Abs. 1 in Verbin-
dung mit den Bestimmungen in den jeweili-
gen Besonderen Studien- und Prüfungsord-
nungen erfüllt sind. § 9 Abs. 3 Satz 3 gilt ent-
sprechend. Bachelor- oder Masterarbeiten 
können auch in englischer Sprache erstellt 
werden, sofern für die Bewertung der Arbeit 
geeignete Prüferinnen/Prüfer zur Verfü-
gung stehen. Abschlussarbeiten, die in engli-
scher Sprache vorgelegt werden, ist eine Zu-
sammenfassung in deutscher Sprache beizu-
fügen. 

 
(8) Die Studierenden haben Anspruch auf eine 

angemessene Betreuung bei der Vorberei-
tung und Durchführung der Bachelor- oder 
Masterarbeit. 

 
(9) Die Bachelor- oder Masterarbeit ist gebun-

den und in drei Exemplaren sowie in digita-
ler Form fristgemäß in der Abteilung Aka-
demisches, Internationales, Studien- und 
Prüfungsangelegenheiten (Prüfungsamt) 
abzugeben; der Abgabezeitpunkt ist akten-
kundig zu machen. Bei der Abgabe der Ba-
chelor- oder Masterarbeit haben die Studie-
renden eidesstattlich zu versichern, dass sie 
ihre Arbeit – bei einer Gruppenarbeit ihren 
entsprechend gekennzeichneten Anteil der 
Arbeit – selbstständig verfasst und keine an-
deren als die angegebenen Quellen und 
Hilfsmittel benutzt haben. 

 
(10) Die Bewertung erfolgt durch ein schriftliches 

Gutachten. Schließt sich die Zweitprüfe-
rin/der Zweitprüfer der vorläufigen Bewer-
tung der Gutachterin/des Gutachters nicht 
an, ist die abweichende Bewertung inhaltlich 
zu begründen. Folgt die begutachtende Per-
son der abweichenden Bewertung der 
Zweitprüferin/des Zweitprüfers nicht, wird 
der Durchschnitt der vergebenen Noten ge-
bildet. 

 
(11) Ergibt die Beurteilung der Bachelor- oder 

Masterarbeit, dass diese nicht bestanden ist, 
vergibt der Prüfungsausschuss innerhalb ei-
ner Frist von drei Monaten auf Antrag ein 
neues Thema. Im Falle der Wiederholung ist 
eine Rückgabe des Themas der Bachelor- o-
der Masterarbeit in der in Abs. 6 genannten 
Frist jedoch nur zulässig, wenn die/der Stu-
dierende bei der Anfertigung ihrer/seiner 
ersten Bachelor- oder Masterarbeit von die-
ser Möglichkeit noch keinen Gebrauch ge-
macht hat. 

 
(12) Ein Exemplar einer mit „sehr gut“ oder „gut“ 

benoteten Bachelor- oder Masterarbeit kann 
nach Abschluss der Bachelor- oder Master-
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prüfung mit Einverständnis des Studieren-
den in der Bibliothek der Fachhochschule zur 
Einsichtnahme gemäß der Benutzungsbe-
stimmungen bereitgestellt werden. 

 
§ 11  

Mündliche Präsentation 
 
(1) Die Bachelor- oder Masterarbeit wird nach 

Bekanntgabe der Note in einer Präsentation, 
bei der auch die Eigenständigkeit der Leis-
tung überprüft wird, zur Diskussion gestellt. 
Die mündliche Präsentation ist öffentlich. 
Die Präsentation darf erst stattfinden, wenn 
alle übrigen Prüfungsleistungen erbracht 
sind. Die Präsentation und die Leistung des 
Studierenden in der Diskussion wird eben-
falls benotet. Die mündliche Präsentation 
soll je Studierender/Studierendem mindes-
tens 30 Minuten bei Bachelorarbeiten und 
45 Minuten bei Masterarbeiten dauern. Die 
wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse 
der Präsentation sind in einem Protokoll 
festzuhalten. Die Beurteilung der mündli-
chen Präsentation ist der/dem Studierenden 
im Anschluss daran bekannt zugeben und zu 
begründen. 

 
(2) Das Ergebnis der mündlichen Präsentation 

wird zu 25 Prozent in die Bewertung der Ba-
chelor- oder Masterarbeit mit einbezogen. 

 
§ 12  

Bewertung der studienbegleitenden Prüfungs- 
und Prüfungsteilleistungen 

 
(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungs-

leistungen werden von den jeweiligen Prü-
fenden festgesetzt. Für eine notenbezogene  
Bewertung der Leistungen sind folgende No-
ten zu verwenden: 
 
1 = sehr gut = eine hervorragende Leistung 
2 = gut  
= eine Leistung, die über den durchschnittli-
chen Anforderungen liegt 
3 = befriedigend  
= eine Leistung, die den durchschnittlichen 
Anforderungen entspricht 
4 = ausreichend  
= eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch 
den Anforderungen genügt 
5 = nicht ausreichend  
= eine Leistung, die wegen erheblicher Män-
gel den Anforderungen nicht mehr genügt. 
 

(2) Zur differenzierten Bewertung einer Leis-
tung können einzelne Noten um 0,3 auf Zwi-
schennoten angehoben oder abgesenkt 

werden. Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind 
dabei ausgeschlossen. 

 
(3) Wird eine Leistung durch mehrere Prüfende 

bewertet, errechnet sich die Note aus dem 
einfachen Durchschnitt der Noten der ein-
zelnen Bewertungen. Das setzt voraus, dass 
alle geforderten Prüfungen bestanden wur-
den. 

 
(4) Wird ein Modul mit einer Einzelleistung 

abgeschlossen, ist diese entsprechend Abs. 1 
und 2 zu benoten; die Note ist dann zugleich 
die Modulnote. Andernfalls errechnet sich 
die Modulnote als arithmetisches Mittel aus 
den Noten (Zahlenwert) der dem jeweiligen 
Modul zugeordneten Prüfungsteilleistungen.  

 
(5) Die Gesamtnote der Bachelor- oder Master-

prüfung wird in der Regel aus dem mit den 
zugehörigen Anrechnungspunkten gewich-
teten Durchschnitt der Modulnoten gebildet. 
Einzelheiten und besondere Gewichtungen 
regelt die jeweilige Besondere Studien- und 
Prüfungsordnung. 

 
(6) Bei der Bildung von Noten gemäß Abs. 3 bis 

5 wird nur die erste Dezimalstelle hinter 
dem Komma berücksichtigt; alle weiteren 
Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

 
Die Gesamtnote nach Abs. 5 lautet: 
Bei einem Durchschnitt bis einschließlich  
1,5 = sehr gut 
Bei einem Durchschnitt von 1,6 bis ein-
schließlich 2,5 = gut 
Bei einem Durchschnitt von 2,6 bis ein-
schließlich 3,5 = befriedigend 
Bei einem Durchschnitt von 3,6 bis ein-
schließlich 4,0 = ausreichend 

 
(7) Auf Wunsch einer/eines Studierenden kön-

nen bzw. bei künftig hochschulrechtlich ver-
pflichtender Anwendung dieses Bewer-
tungssystems wird die Gesamtnote der Ba-
chelorprüfung durch eine ECTS-Note ergänzt 
werden. Die ECTS-Note bzw. die Bewer-
tungsskala gliedert die Studierenden nach 
statistischen Gesichtspunkten. Die Studie-
renden erhalten folgende Noten (vgl. Ent-
schließung des 98. Senats der HRK vom 
10.02.2004): 

 
ECTS-Note 

 
A die besten 

10% 
Hervorragend Excellent 

B die nächsten 
25% 

Sehr gut Very good 

C die nächsten Gut Good 
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30% 
D die nächsten 

25% 
Befriedigend Satisfactory 

E die nächsten 
10% 

Ausreichend Sufficient 

FX/F nicht be-
standen 

Nicht bestan-
den 

Fail 

 
§ 13  

Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und  
Ordnungsverstoß 

 
(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht 

ausreichend“ bewertet, wenn Studierende 
den Abgabetermin einer Prüfungsleistung 
ohne triftige Gründe überschreiten, zu ei-
nem Prüfungstermin ohne triftige Gründe 
nicht erscheinen oder wenn sie nach Beginn 
der Prüfung ohne triftige Gründe von der 
Prüfung zurücktreten. Innerhalb der Fristen 
für die Prüfungsleistungen können sich die 
Studierenden ohne Angabe von Gründen 
abmelden. 

 
(2) Die für das Versäumnis eines Prüfungs-

termins oder für den Rücktritt nach Beginn 
einer Prüfung geltend gemachten Gründe 
müssen innerhalb von drei Werktagen der 
Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses schriftlich angezeigt 
und glaubhaft gemacht werden. Erfolgt der 
Rücktritt nach Beginn einer Prüfung am Prü-
fungstag selbst, sind die Gründe unverzüg-
lich beim Prüfungsausschuss schriftlich an-
zuzeigen und glaubhaft zu machen. Werden 
die Gründe anerkannt, wird ein neuer Ter-
min anberaumt. Bei Krankheit ist ein ärztli-
ches Attest vorzulegen.  

 
(3) Macht eine Studierende/ein Studierender 

glaubhaft, dass sie oder er wegen länger an-
dauernder oder ständiger Behinderung nicht 
in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder 
teilweise in der vorgesehenen Form abzule-
gen, so wird ihnen gestattet, die Prüfungs-
leistungen innerhalb einer verlängerten Be-
arbeitungszeit oder gleichwertige Prüfungs-
leistungen in einer anderen Form zu erbrin-
gen. Die Vorlage eines ärztlichen Attestes 
kann verlangt werden. 

 
(4) Versuchen Studierende, das Ergebnis der 

Prüfungsleistung durch Täuschung oder Be-
nutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu 
beeinflussen, gilt die Prüfungsleistung als 
mit „nicht ausreichend“ bewertet. Nach 
zweimaliger Täuschung oder Benutzung 
nicht zugelassener Hilfsmittel bei Prüfungs-
leistungen geht der Prüfungsanspruch ins-
gesamt — mit der Rechtsfolge des § 11 Abs. 

1 Nr. 4 der Immatrikulations- und Zulas-
sungsordnung der Fachhochschule Potsdam 
in der Fassung vom 5.8.2003 — verloren; 
§ 14 Abs. 4 Satz 2 bleibt unberührt. Studie-
rende, die den ordnungsgemäßen Ablauf des 
Prüfungstermins stören, können von den je-
weils Prüfenden von der Fortsetzung der 
Prüfungsleistung ausgeschlossen werden. In 
diesem Fall wird die betreffende Prüfungs-
leistung mit „nicht ausreichend“ bewertet.  

 
(5) Entscheidungen nach Abs. 4 sind vom Prü-

fungsausschuss den Studierenden unverzüg-
lich schriftlich mitzuteilen, zu begründen 
und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 
versehen. 

 
§ 14  

Bestehen und Nichtbestehen 
 

(1) Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn 
sie mit mindestens „ausreichend“ bewertet 
ist. 

 
(2) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn 

sämtliche zu ihr gehörende studienbeglei-
tenden benoteten Prüfungsleistungen und 
Prüfungsteilleistungen mit mindestens „aus-
reichend“ bewertet wurden. Prüfer/Prü-
ferinnen können dabei mehrere Prüfungs-
teilleistungen zur gemeinsamen Bewertung 
zusammenfassen. 

 
(3) Die Bachelor- oder Masterprüfung ist be-

standen, wenn alle in den Besonderen Stu-
dien- und Prüfungsordnungen genannten 
Module bestanden sind. 

 
(4) Die Bachelor- oder Masterarbeit ist nicht 

bestanden, wenn 
 

1. die Arbeit bzw. im Falle einer Gruppenar-
beit, der als Prüfungsleistung zu bewer-
tende Beitrag der/des einzelnen Studie-
renden, nicht mit mindestens „ausrei-
chend“ bewertet worden ist oder als 
Gruppenarbeit nicht den Anforderungen 
des § 10 Abs. 7 entspricht. 

2. die Studierenden die Arbeit aus Gründen, 
die sie zu vertreten haben, nicht fristge-
recht abliefern oder von ihr zurücktreten. 

3. der Prüfungsausschuss feststellt, dass die 
Studierenden eine Täuschung begangen 
haben oder die Versicherung nach § 10 
Abs. 9 bei einer Bachelorarbeit unwahr 
ist. Im Fall von Satz 1 Nr. 3 geht der An-
spruch auf eine weitere Prüfung verloren.  
 

(5) Haben die Studierenden eine Modulprüfung 
oder die Bachelor- oder Masterarbeit endgül-
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tig nicht bestanden, so erhalten sie hierüber 
einen schriftlichen Bescheid mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung. 

 
(6) Haben die Studierenden die Bachelor- oder 

Masterprüfung endgültig nicht bestanden, 
wird ihnen auf Antrag eine Leistungsüber-
sicht ausgestellt, die die erbrachten Studien- 
und Prüfungsleistungen und deren Noten 
sowie die erreichten Anrechnungspunkte 
enthält.  

 
§ 15 

Freiversuch 
 

Eine erstmals nicht bestandene Bachelor- oder 
Masterarbeit gilt als nicht unternommen, wenn 
sie innerhalb der Regelstudienzeit eingereicht 
wird. Dies gilt nicht, wenn eine Täuschung oder 
eine Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zur 
Bewertung mit „nicht ausreichend“ und damit 
zum Nichtbestehen geführt hat. 
 

§ 16  
Wiederholung 

 
(1) Bestandene Prüfungsleistungen können 

nicht wiederholt werden. 
 
(2) Die erste Wiederholung von Prüfungs-

leistungen hat spätestens im folgenden Se-
mester zu erfolgen. Die zweite Wiederho-
lungsprüfung muss in einer Frist von zwei 
Semestern nach dem Semester, in dem der 
erfolglose Erstversuch stattfand, angemeldet 
werden. Der Prüfungsausschuss kann bei 
Vorliegen triftiger Gründe auf Antrag die 
Wiederholungsfrist verlängern.  

 
(3) Die Bachelor- oder Masterarbeit kann nur 

einmal wiederholt werden. In diesem Fall 
muss innerhalb von drei Monaten nach Da-
tum des Bescheids über das Nichtbestehen 
eine neue Bachelor- oder Masterarbeit an-
gemeldet werden. Ansonsten geht der Prü-
fungsanspruch – mit der Rechtsfolge des § 
11 Abs. 1 Nr. 4 der Immatrikulations- und 
Zulassungsordnung der Fachhochschule 
Potsdam in der Fassung vom 5.8.2003 – ver-
loren. Der Prüfungsausschuss kann bei Vor-
liegen triftiger Gründe auf Antrag die Wie-
derholungsfrist verlängern. 

 
§ 17 

Ungültigkeit von Bachelor- oder Masterprüfung  
und von Modulprüfungen 

 
(1) Hat die/der Studierende bei einer Prüfungs-

leistung getäuscht und wird diese Tatsache 
erst nachträglich oder nach Aushändigung 

der Leistungsbescheinigung bekannt, so 
können die Noten entsprechend berichtigt 
werden und die Prüfung für „nicht bestan-
den“ erklärt werden. 

 
(2) Waren die Voraussetzungen für die Teil-

nahme an einer Prüfungsleistung nicht er-
füllt, ohne dass die Studierenden hierüber 
täuschen wollten- und wird diese Tatsache 
erst nachträglich oder nach Aushändigung 
des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Man-
gel durch das Bestehen der Prüfungsleistung 
geheilt. Haben Studierende die Teilnahme 
an einer Prüfung vorsätzlich zu Unrecht er-
wirkt, so entscheidet der Prüfungs-
ausschuss, ob die Prüfung für „nicht ausrei-
chend“ erklärt wird.  

 
(3) Den Studierenden ist vor einer Entscheidung 

Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
 
(4) Die unrichtige Leistungsbescheinigung ist 

einzuziehen und gegebenenfalls eine neue 
zu erteilen. Mit dem unrichtigen Prüfungs-
zeugnis ist auch die Bachelor- oder Master-
urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung auf-
grund einer Täuschung für „nicht bestan-
den“ erklärt wurde. Eine Entscheidung nach 
Abs. 1 und 2 ist nach einer Frist von fünf Jah-
ren ab dem Datum der Leistungsbescheini-
gung ausgeschlossen. 

 
§ 18 

Einsicht in die Prüfungsakten 
 

(1) Den Studierenden werden die Teilergebnisse 
der Prüfung vor Abschluss der Prüfung be-
kannt gegeben. 

 
(2) Innerhalb eines Jahres nach Mitteilung des 

Ergebnisses der jeweiligen Prüfung wird den 
Studierenden auf Antrag Einsicht in ihre Prü-
fungsakten gewährt.  

 
§  19 

Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und 
Prüfungsleistungen sowie vergleichbaren  

wissenschaftlichen Leistungen 
 
(1) Prüfungsleistungen von Studiengängen 

werden angerechnet, sofern sie sich nicht 
wesentlich von den Prüfungsleistungen im 
neuen Studiengang unterscheiden. Dabei ist 
kein schematischer Vergleich, sondern eine 
Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung 
vorzunehmen. Bei Anrechnung von Prü-
fungsleistungen, die außerhalb der Bundes-
republik Deutschland erbracht wurden, sind 
die von der Kultusministerkonferenz (KMK) 
und der Hochschulrektorenkonferenz (HRK) 
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gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie 
Absprachen im Rahmen von Hochschulpart-
nerschaften zu beachten.  

 
(2) Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten 

Fernstudien oder vergleichbare wissen-
schaftliche Leistungen in der Fort- und Wei-
terbildung an Hochschulen werden ange-
rechnet, soweit sie gleichwertig sind. Außer-
halb des Hochschulwesens erworbene 
Kenntnisse und Fähigkeiten werden bis zur 
Hälfte auf ein Hochschulstudium angerech-
net, wenn sie nach Inhalt und Niveau dem 
Teil des Studiums gleichwertig sind, das er-
setzt werden soll. 

 
(3) Werden Prüfungsleistungen angerechnet, 

sind die Noten – soweit die Notensysteme 
vergleichbar sind – zu übernehmen und in 
die Berechnung der Gesamtnote mit einzu-
beziehen. Bei unvergleichbaren Notensys-
temen wird der Vermerk „bestanden“ auf-
genommen. 

 
(4) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Ab-

sätze 1 bis 3 besteht ein Rechtsanspruch auf 
Anrechnung. Über die Anrechnung entschei-
det der Prüfungsausschuss. Werden einzelne 
Nachweise über Studien- und Prüfungsleis-
tungen vorgelegt, entscheidet er nach Mög-
lichkeit im Benehmen mit der fachlich zu-
ständigen Professorin oder dem fachlich zu-
ständigen Professor. Die Studierenden ha-
ben die für die Anrechnung erforderlichen 
Unterlagen vorzulegen. 

 
(5) Sollte der Prüfungsausschuss auf Antrag der 

Studierenden die Gleichwertigkeit anderer 
Leistungen feststellen, sind diese Leistungen 
ggf. mit Auflagen anzuerkennen und eine 
entsprechende Anzahl von Credits zu verge-
ben. 

 
(6) Der Prüfungsausschuss kann Richtlinien für 

die Anrechnung beschließen. 
 

§ 20 
Bachelor-/Mastergrad 

 
Aufgrund der bestandenen Bachelor- oder Mas-
terprüfung wird der akademische Grad „Bachelor 
of Arts“ (abgekürzt: „B. A.“) oder „Master of Arts“ 
(abgekürzt „M. A.“) verliehen.  

 
§ 21 

Zeugnis, Diploma Supplement 
 

(1) Über die bestandene Bachelor- oder Master-
prüfung wird ein Zeugnis ausgestellt. Das 
Zeugnis enthält: 

1. Thema und Note der Bachelor- oder Mas-
terarbeit, 

2. Modulbezeichnungen und Noten der 
Modulprüfungen, 

3. soweit in den Besonderen Studien- und 
Prüfungsordnungen vorgesehen: gewähl-
te Vertiefungen und 

4. die Gesamtnote.  
 

(2) Das Abschlusszeugnis wird von der Deka-
nin/dem Dekan und der/dem Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses unterzeichnet. Es 
trägt das Datum des Tages, an dem die letz-
te Prüfungsleistung erbracht worden ist. 

 
(3) Die Hochschule stellt ein Diploma Supple-

ment (DS) entsprechend dem „Diploma 
Supplement Model“ der Europäischen Union 
nach den Empfehlungen der Hochschulrek-
torenkonferenz (HRK) aus. Als Darstellung 
des nationalen Bildungssystems ist der zwi-
schen KMK und HRK abgestimmte Text in 
der jeweils geltenden Fassung zu verwen-
den. Das Diploma Supplement informiert 
über den individuellen Studienverlauf, ab-
solvierte Lehrveranstaltungen und Module, 
die während des Studienganges erbrachten 
Leistungen und deren Bewertungen und ü-
ber das individuelle fachliche Profil des ab-
solvierten Studienganges.  

 
(4) Die dafür notwendigen Angaben hat der/die 

Studierende bei der zeugnisausstellenden 
Stelle vorzulegen. 

 
§ 22  

Bachelor-/Masterurkunde 
 
(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird den Stu-

dierenden eine Bachelor-/Masterurkunde 
mit dem Datum des Zeugnisses ausgehän-
digt. Darin wird die Verleihung des akademi-
schen Grades Bachelor of Arts (B. A.) oder 
Master of Arts (M. A.) beurkundet. 

 
(2) Die Bachelor-/Masterurkunde wird von der 

Dekanin/dem Dekan des Fachbereichs und 
der Rektorin/dem Rektor der Fachhochschu-
le Potsdam unterzeichnet und mit dem Sie-
gel der Hochschule versehen. 

 
§ 23  

Einstufungsprüfung 
 

In einer besonderen Hochschulprüfung (Einstu-
fungsprüfung) können Studienbewerberin-
nen/Studienbewerber für die Bachelorstudien-
gänge nachweisen, dass sie über Kenntnisse und 
Fähigkeiten verfügen, die eine Einstufung in ein 
höheres Fachsemester rechtfertigen. Die Ent-
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scheidung über eine Höherstufung trifft der Prü-
fungsausschuss. 
 
 

Abschnitt IV: Inkrafttreten 
 

§ 24 
Inkrafttreten 

 
Diese Allgemeinen Bestimmungen treten am 
Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtli-
chen Bekanntmachungen der Fachhochschule 
Potsdam in Kraft. Diese Allgemeinen Bestimmun-
gen gelten für alle Studierenden, die ihr Studium 
zum WS 2012/13 oder später aufnehmen. 
 
 
gez. Prof. Dr.-Ing. Johannes Vielhaber 
Rektor 
 
Potsdam, den 25.10.2012 
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